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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

 
 

 Rechnungen eines „Europäischen Zentralregi- 
sters“ kursieren 

 
Im Mandantenkreis (auch wir selbst haben so etwas be- 
kommen) kursieren Rechnungen eines Europäischen 
Zentralregisters zur Erfassung und Veröffentlichung von 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummern. Es werden saf- 
tige Gebühren für die Registrierung und Veröffentlichung 
berechnet. Bei diesem Vorgang handelt es sich um eine 
reine Luftnummer. Dieses Zentralregister gibt es zwar, ist 
aber für steuerliche Zwecke vollkommen unnötig. Sie 
sollten auf keinen Fall diese Vereinbarung unterzeichnen. 
Das Unternehmen ist sogar so dreist und schickt nach ei- 
niger Zeit Mahnungen, wenn Sie nicht reagieren, auch 
diese ignorieren Sie. Allenfalls ist dieses Vorgehen ein Fall 
für die Staatsanwaltschaft oder Verbraucherschützer. 

 
 SEPA ist (endlich) in aller Munde 

 
Sie wissen hoffentlich, dass es bei SEPA im Gegensatz 
zum SEPIA nicht um einen Tintenfisch handelt, sondern 
um das einheitliche europäische Zahlungssystem das ab 
01.02.2014 unwiderruflich für alle wirksam wird. Wir 
müssen uns an unendliche Zahlenreihen für die Konto- 
nummer gewöhnen und bis zum Frühjahr 2014 auch noch 
an ähnlich lange Bankleitzahlen (BIC). Beigefügt ist für 
Sie eine Kurzübersicht, was Sie mindestens tun müssten, 
um Ihren Zahlungsverkehr ab 01.02.2014 reibungslos ab- 
zuwickeln. Je nach Umfang und Bedeutung dieses Zah- 
lungsverkehrs in Ihrem Betrieb ist dieses mehr oder weni- 
ger wichtig. Auch Privatpersonen sind hiervon betroffen, 
da sie zum Teil neue Lastschrifteinzugsermächtigungen 
(„SEPA-Mandat“) erteilen müssen und bei Überwei- 
sungen ebenfalls die lange Kontonummer angeben müs- 
sen. Wichtig ist für diese Umstellung, dass diejenigen, die 
bei uns die Gehälter abrechnen lassen, uns von allen Ar- 
beitnehmern die verbindliche IBAN-Nummer  mitteilen, 
damit die Überweisungen reibungslos funktionieren. Wir 
beabsichtigen bereits im Herbst  auf SEPA-Zahlungen 
umzustellen und bitten Sie, hierfür rechtzeitig die nötige 
Vorarbeit zu leisten. 

 
 Steuererhöhungen – Fragen an den Gesetzgeber 

 
Im Vorwahlkampf werden verschiedentlich Steuererhö- 
hungspläne von allen Parteien diskutiert. Insbesondere 
wird die Erhöhung des Spitzensteuersatzes wieder in die 
Diskussion gebracht. Hierbei wird verkannt, dass die letz- 
te Spitzensteuersatzsenkung im Jahr 2000 mit erheblichen 
Streichungen von Betriebsausgabenabzug und sonstigen 
„Vergünstigungen“ einhergegangen ist. Im Rahmen der 
neuerlichen Steuersatzerhöhungen ist jedoch von der 
Rücknahme dieser Streichungen nicht die Rede. 

 
Das gleiche Phänomen ist bei der Grunderwerbsteuer zu 
sehen, diese ist vor Jahren von 7 % auf 2,5 % reduziert 
worden, unter Streichung fast sämtlicher Ausnahmen und 

 
 
 
 
 
 
 
 
Vergünstigungen. Seit dem die Länder den Steuersatz 
eigenständig festlegen können, ist in der Spitze Schles- 
wig Holstein mit 6,5 %, der alte Steuersatz bereits er- 
reicht; keiner der damaligen Steuerbefreiungen wurde 
jedoch wieder eingeführt. 
 
Im Steuerrecht ist das Verhalten des „ordentlichen und 
gewissenhaften Kaufmanns“ häufig die Richtschnur, an 
der steuerlich angemessenes Verhalten gemessen wird. 
Der  Gesetzgeber sollte sich einmal fragen, ob er sich 
nicht auch als „ordentlicher und gewissenhafter Gesetz- 
geber“ an diese Richtschnur sollte, oder ob er solche 
„Spielchen“ mit dem Volk der Steuerzahler machen darf. 
 
Ich wünsche Ihnen mit dieser Ausgabe des Kreisels eine 
informative Lektüre. Kommen Sie gut durch den Som- 
mer und die Ferienzeit. 
 
Es grüßen Sie Ihre PHC Partnerschaft & Coll. 
 

 
 

Ernst Ulrich Haverkamp 
Hannover, im Juli 2013 
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Leitfaden zur Vorbereitung auf 
 

Durchsuchungsmaßnahmen in Ihrem Unternehmen: 
 
 

Ermittlungsmaßnahmen    der   Steuerfahndung 
und der Kartellbehörden erfolgen häufig im Mor- 
gengrauen. Damit soll dem Betroffenen die Gele- 
genheit genommen werden, „brisante“ Informati- 
onen vernichten zu  können, und ein Überra- 
schungseffekt zu Gunsten der Ermittlungsbehör- 
den ausgenutzt werden. Die Betroffenen haben 
- anders als etwa im Vorfeld einer Betriebsprü- 
fung - nicht die Möglichkeit, sich auf die folgen- 
den Maßnahmen  vorzubereiten und sich schon 
im Vorfeld Gedanken über die „richtige“ Vorge- 
hensweise zu machen. 
Nachstehend geben wir Ihnen Hinweise, wie Sie 
sich bei entsprechenden Ermittlungsmaßnahmen 
verhalten sollen und welche Maßnahmen  erfor- 
derlich sind, um deren negative Auswirkungen 
möglichst zu begrenzen. 

 
I. Einführung 

 
Wenn Unternehmen durchsucht werden, geht es 
in den meisten Fällen entweder um (steuer)straf- 
rechtliche Ermittlungsmaßnahmen  oder mögli- 
cherweise auch kartellrechtliche Untersuchun- 
gen. Dabei können die unterschiedlichsten Be- 
hörden tätig werden: die Steuerfahndung, die 
Staatsanwaltschaft, deutsche Kartellbehörden 
oder Beamte der EU-Kommission. Die verschie- 
denen Behörden haben unterschiedliche Befug- 
nisse bei der Durchführung ihrer Ermittlungen, 
und die gesetzlichen Verhaltensanforderungen an 
die betroffenen Unternehmen und deren Mitar- 
beiter sind völlig verschieden ausgestaltet. Nach- 
stehend beschränken wir uns auf das am häufigs- 
ten vorkommenden Ermittlungsverfahren im 
Rahmen von steuerstrafrechtlichen Vorwürfen. 

 
II. Steuerstrafrechtliche Ermittlungen 

 
Die Ermittlung in einem Strafverfahren ist Auf- 
gabe der Staatsanwaltschaft. Im Steuerstrafver- 
fahren ergeben sich insoweit Besonderheiten, als 
dass Rechte der Staatsanwaltschaft in die Behör- 
denorganisation der Finanzverwaltung zurück- 
delegiert werden. Daher ist in den meisten Fällen 
das strafrechtliche Ermittlungsverfahren wegen 
einer Steuerstraftat wesentlich durch die Tätig- 
keit der Steuerfahndung geprägt. 

 
Die Steuerfahndung ist ein besonderer Prüfungs- 
dienst der Finanzverwaltung, der auf Länderebe- 

ne organisiert ist. Sie hat eine Doppelfunktion: 
Zum einen obliegt ihr die Steuereintreibung, in 
diesem Fall wird sie als Fiskalbehörde tätig; zum 
anderen ist sie zuständig für die Steuerstrafver- 
folgung, hier wird sie als Strafverfolgungsbehörde 
tätig. Ihre Befugnisse als Fiskalbehörde sind in 
der Abgabenordnung geregelt. Wird die Steuer- 
fahndung hingegen als Strafverfolgungsbehörde 
aktiv, richten sich ihre Befugnisse nach der Straf- 
prozessordnung. Daneben gibt es die „Anweisun- 
gen für das Straf- und Bußgeld verfahren (Steu- 
er), kurz: AStBV (St)/ hierbei handelt es sich al- 
lerdings nicht um gesetzliche  Normen, sondern 
um Verwaltungsanweisungen. 
 
Gemäß § 404  Satz  1 AO haben  die  Steuer- 
fahndungsbeamten im Strafverfahren wegen 
Steuerstraftaten dieselben Rechte und Pflichten 
wie die Behörden und Beamten des Polizeidiens- 
tes. Sie können  Beschlagnahmen, Notveräuße- 
rungen, Durchsuchungen, Untersuchungen und 
sonstige Maßnahmen nach den für Ermittlungs- 
personen  der Staatsanwaltschaft geltenden Vor- 
schriften der Strafprozessordnung anordnen   (§ 
399 Abs. 2 Satz 2 AO), und sie haben die Befug- 
nis zur Durchsicht der Papiere des von der 
Durchsuchung Betroffenen (§ 404 Satz 2 i. V. m. 
§ 110 Abs. 1 StPO). Die Ermittlungsbefugnisse 
umfassen weiterhin auch: 
 
 Maßnahmen  zur Verhinderung der Verdun- 

kelung der Sache, § 163 Abs. 1 StPO, 
 
 vorläufige Festnahme  von auf  frischer Tat 

Betroffenen oder Verfolgten bei Fluchtge- 
fahr oder Unklarheit über die Person, § 127 
Abs. 1 StPO, 

 
 Festnahme    von   Tatverdächtigen,    wenn 

Gründe für einen Haft- oder Unterbrin- 
gungsbefehl vorliegen und Gefahr  im Ver- 
zug vorliegt, § 127 Abs. 2 StPO. 

 
Wird  ausschließlich wegen einer Steuerstraftat 
ermittelt und führt die Finanzbehörde das Er- 
mittlungsverfahren selbständig durch, so nimmt 
sie die Rechte und Pflichten wahr, die der Staats- 
anwaltschaft im Ermittlungsverfahren zustehen, 
§ 399 Abs. 1 AO. Die Steuerfahndung ist hier 
mit den staatsanwaltschaftlichen Befugnissen zu- 
ständig, bis gegen einen Beschuldigten ein Haft- 
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befehl erlassen wurde, das Verfahren an die Staats- 
anwaltschaft abgegeben wurde oder die Staatsan- 
waltschaft das Verfahren an sich heranzieht. Nach 
der Übernahme durch die Staatsanwaltschaft wird 
die Steuerfahndung mit den Rechten des Polizei- 
dienstes (s.o.) unter Federführung der Staatsan- 
waltschaft tätig. 

 
Für die beiden in der Arbeit der Steuerfahndung 
häufigsten Erkenntnisquellen, nämlich die Durch- 
suchung und die Beschlagnahme von potentiellen 
Beweismitteln, ist grundsätzlich eine richterliche 
Anordnung in Form eines Durchsuchungsbe- 
schlusses und eines Beschlagnahmebeschlusses 
erforderlich. Nur bei „Gefahr im Verzug“ dürfen 
die Beamten ohne einen solchen Beschluss tätig 
werden, der dann allerdings  im Nachhinein  an- 
zufordern ist. Für das unmittelbare  Verhalten des 
betroffenen  Unternehmens und seiner Mitarbei- 
ter im konkreten   Fall der Durchsuchung/Be- 
schlagnahme spielt dies jedoch faktisch  keine 
Rolle, da an Ort und Stelle nicht überprüfbar ist, 
ob tatsächlich „Gefahr im Verzug“ vorliegt oder 
nicht. Dies lässt sich erst im Nachhinein durch ge- 
richtliche Überprüfung klären. Hierbei kann eine 
gute Dokumentation der Durchsuchung für das 
Unternehmen  hilfreich sein. Sollen Mitarbeiter 

im Zuge der Durchsuchung  befragt werden, ist 
zunächst zu klären, ob die Befragung eines Mitar- 
beiters als Zeuge oder als Beschuldigter vorge- 
nommen werden soll. 
 
Zeugen sind gegenüber der Steuerfahndung nicht 
zur Aussage verpflichtet. Nur  wenn eine Vorla- 
dung durch die Buß- und Strafsachenstelle (oder 
die Staatsanwaltschaft) vorliegt, ist ein Zeuge ver- 
pflichtet, auszusagen. Ein Zeuge hat Anspruch auf 
einen Rechtsbeistand (Zeugenbeistand) während 
seiner Vernehmung und muss keine Aussage ma- 
chen, mit der er sich selbst oder nahe Angehörige 
belastet. Während der Durchsuchung sollten Mit- 
arbeiter  also gegenüber den Fahndungsbeamten 
keine Aussage zur Sache machen. 
 
Im steuerstrafrechtlichen Ermittlungsverfahren 
haben Beschuldigte das Recht, zu schweigen, da 
sie sich nicht selbst belasten müssen, sog. „nemo 
tenetur“ Grundsatz (Ausnahme: Feststellung der 
Personalien. In der Regel ist ein solches Schwei- 
gen auch zu empfehlen, da etwaiges entlastendes 
Vorbringen  zu jedem (späteren) Zeitpunkt wirk- 
sam vorgetragen werden kann. Zuvor sollte jedoch 
eine intensive Prüfung des vorhandenen Belas- 
tungsmaterials erfolgt sein. 
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Auswirkungen des 
 

Gesetzes zur Stärkung des Ehrenamtes 
 
 

Ende März 2013 wurde das Gesetz zur Stärkung 
des Ehrenamtes verabschiedet. Ziel des Gesetzes 
ist es, bessere Rahmenbedingungen für ehrenamt- 
liches Engagement sowohl bei den steuerbegüns- 
tigten Körperschaften als auch bei den ehrenamt- 
lich Tätigen zu schaffen. Daher haben sich sowohl 
Änderungen im Gemeinnützigkeitsrecht, im Er- 
tragsteuerrecht als auch im Zivilrecht ergeben. 
Nachstehend geben wir Ihnen einen ersten Über- 
blich über die wichtigsten Neuerungen: 

 
Änderungen im Zivilrecht 

 
 Unentgeltlich   tätige  Organmitglieder,   z.B. 

Vorstände  eines Vereins, besondere  Vertre- 
ter oder unentgeltlich tätige Vereinsmitglie- 
der, haften nur noch bei Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit. Sie haben gegenüber dem Ver- 
ein insofern einen Freistellungsanspruch. 

 
 Außerdem   sind  Mitglieder   des  Vorstands 

eines  Vereines/Verbandes  nach  dem  BGB 
nun grundsätzlich unentgeltlich tätig. Von 
dieser gesetzlichen Vorgabe können Vereine 
nur aufgrund einer in der Satzung enthalte- 
nen  Vergütungsmöglichkeit  abweichen. Der 
Vorstand kann aber weiterhin wie ein Beauf- 
tragter Ersatz seiner Auslagen erhalten. So- 
fern der Vorstand nicht unentgeltlich tätig ist, 
ist eine Satzungsänderung bis zum 1. Januar 
2015 erforderlich, damit Zahlungen nicht 
rechtswidrig sind. Dies gilt entsprechend für 
Stiftungen. Für gemeinnützige Vereine be- 
stand dieses Erfordernis aufgrund steuerli- 
cher Vorschriften schon länger. Es bleibt ab- 
zuwarten, ob die Finanzverwaltung und ihre 
Übergangsfrist für nötige Satzungsänderun- 
gen ebenfalls bis zum 31. 12. 2014 verlängert 

 
 

Änderungen im Ertragsteuerrecht 
 

 Die Übungsleiterpauschale ist zum 1. Janu- 
ar 2013 von 2.100 € auf 2.400 € angehoben 
worden. Entsprechendes gilt für den Betreu- 
ungsfreibetrag. 

 
 Auch die Ehrenamtspauschale wurde ange- 

hoben und zwar von 500 € auf 720 €. 
 

 Die  Haftung  für die zweckfremde Verwen- 

dung von Spenden ist seit 2013 auf Vorsatz 
und grobe Fahrlässigkeit begrenzt. 

 
 Der    Nachweis    beim    Spendenhöchstbe- 

trag, dass die Spende von beiden Eheleuten 
stammt, entfällt. 

 
 Bei einer Sachspende aus dem Betriebsver- 

mögen bemisst sich die Spendenhöhe nach 
dem Entnahmewert  zzgl. Umsatzsteuer. Dies 
wird gesetzlich klar gestellt. 

 
Änderungen im Gemeinnützigkeitsrecht 
 
 Die so genannte Wiederbeschaffungsrückla- 

ge wurde nunmehr gesetzlich normiert. 
 
 Bei der freien Rücklage kann das nicht aus- 

geschöpfte Volumen ab 2014 auf zwei Jahre 
vorgetragen werden. 

 
 Die Frist zur Zuführung  von Vermögen aus 

Erträgen zum Vermögen neu gegründeter 
Stiftungen ist verlängert worden. 

 
 Die Frist für die Verwendung der Mittel  ist 

seit dem 1. Januar 2013 bis zum Ende  der 
zwei Kalender- bzw. Wirtschaftsjahre, die auf 
den Zufluss folgen, verlängert worden (zeit- 
nahe Mittelverwendung). 

 
 Hat eine Körperschaft Mittel angesammelt, 

ohne dass die entsprechenden gesetzlichen 
Voraussetzungen vorliegen, kann das Finanz- 
amt eine angemessene Frist zur Rücklagen- 
verwendung setzen. Diese Regelung, die bis- 
her von der Verwaltung bereits zu beachten 
war wurde nunmehr  gesetzlich festgeschrie- 
ben. 

 
 In begrenztem Umfang können ab 2014 an- 

dere steuerbegünstigte Körperschaften und 
juristische Personen des öffentlichen Rechts 
mit gleichem Satzungszweck mit Vermögen 
ausgestattet werden. 

 
 Die Anerkennung der Gemeinnützigkeit  er- 

folgt ab 2013 in einem gesonderten Feststel- 
lungsverfahren. Die bisherige vorläufige An- 
erkennung wird aufgegeben. 
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 Der Zeitraum für die Ausstellung von Spen- 
denbescheinigungen wird gesetzlich festge- 
legt. Das Datum  der Anlage zum Körper- 
schaftsteuerbescheid darf nicht länger als 
fünf Jahre zurückliegen. Wurde  bisher kei- 
ne Anlage zum Körperschaftsteuerbescheid 
oder ein Freistellungsbescheid erteilt, ge- 
nügt die Feststellung der satzungsmäßigen 
Voraussetzungen. Diese darf nicht älter als 
drei Jahre sein. 

 
 Die Umsatzgrenze bei sportlichen Veran- 

staltungen für die Einstufung als Zweckbe- 
trieb wird ab 2013 von bisher 35.000 € auf 
45.000 € angehoben. 

 
 Bei Empfängern  von Sozialleistungen wird 

ab 2013 der Nachweis der Hilfsbedürftigkeit 
erleichtert. Danach sind nur die tatsächlich 
gezahlten und empfangenen Unterhaltsleis- 
tungen zu berücksichtigen. Körperschaften, 
die mildtätige Zwecke unterstützen, können 

ihren Nachweispflichten über die Hilfsbe- 
dürftigkeit der Empfänger durch Vorlage 
einer Kopie des Leistungsbescheids für den 
Leistungszeitraum etc. nachkommen. Auf 
den Nachweis der wirtschaftlichen Hilfsbe- 
dürftigkeit kann u.U. auf Antrag beim zu- 
ständigen Finanzamt verzichtet werden. 

 
Änderungen im Gesellschaftsrecht 
 
 Eine Gesellschaft, die ausschließlich und 

unmittelbar gemeinnützige Zwecke ver- 
folgt, darf die Abkürzung gGmbH  führen. 
Das OLG  München  hatte diese Möglich- 
keit verneint. 

 
 
Dies  ist ein erster Überblick über die neuen 
Regelungen,   die   überwiegend  bereits  am 
01.01.2013 anzuwenden sind. 
 
Wir beraten Sie gerne. Ihr PHC-Team. 
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Was bleibt übrig vom Steuervereinfachungsgesetz 2013? 
 
 

Das Hin und Her zwischen Bun- 
destag und Bundesrat geht wei- 
ter. Nachdem der Bundesrat im 
Dezember die Gesetzesinitiative 
ergriffen und ein Steuerverein- 
fachungsgesetz 2013 vorgelegt 
hatte,  wird  der  Bundestag  dies 
nun ausbremsen. Von den elf da- 
rin vorgeschlagenen Maßnah- 
men lehnt das Bundeskabinett 
sieben ausdrücklich ab. Dazu ge- 
hören u.a. die Absenkung der 44 
€-Grenze  bei  den  Sachbezügen 
(besondere  Bedeutung   für  sog. 
„Tankgutscheine“), aber auch die 
Begrenzung der steuerfreien Zu- 
schüsse zur Kinderbetreuung oder 

die Einführung eines Sockelbe- 
trages für Handwerkerleistungen. 
Ausdrücklich begrüßt wird dage- 
gen der Vorschlag zur zweijähri- 
gen Gültigkeit  von Freibeträgen 
im Lohnsteuerabzugsverfahren. 
 
Geprüft werden sollen aber fol- 
gende Vorschläge: 
 
 Neufassung der Voraussetzun- 

gen für den Abzug von Unter- 
haltsleistungen in das Ausland, 

 
 Neuregelung  des  Nachweises 

von Pflegekosten bzw. Pflege- 
heimkosten, 

 Umstellung der Verlustver- 
rechnungsbeschränkung  nach 
§ 15a EStG  auf das Steuerbi- 
lanzmodell, d.h. Einbeziehung 
von Sonderbilanzen. 

 
Hinweis: 
Nach  den  Erfahrungen   Ende 
2012, nach denen kaum eine Ei- 
nigung zwischen Bundestag und 
Bundesrat erzielt werden konn- 
te, wird vermutlich auch keine 
Einigung bei diesem Gesetz er- 
wartet werden dürfen. Dies gilt 
umso mehr angesichts der anste- 
henden Bundestagswahl. 

 
 
 
 
 

Selbstanzeige in aller Munde 
 

Spätestens seit der Berichterstat- 
tung über den Fall „Uli Hoeneß“ 
ist klar geworden, dass Steuer- 
hinterziehung  definitiv kein Ka- 
valiersdelikt ist.  Steuerhinterzie- 
hung ist eine Steuerstraftat, die 
grundsätzlich mit einer Freiheits- 
strafe von bis zu 5 Jahren oder 
einer Geldstrafe geahndet wird. 
Auch der Versuch ist bereits straf- 
bar. Trotz  vollendeter Steuerhin- 
terziehung tritt aber Straffreiheit 
ein, wenn der Täter sich selbst 
anzeigt, bevor die Finanzbehörde 
mit Ermittlungen beginnt. 

 
Durch das Schwarzgeldbekämp- 
fungsgesetz wurden Selbstanzei- 
gen seit 2011 erheblich erschwert, 
was auf Rechtsprechung des Bun- 
desgerichtshofes zurückzuführen 
ist. Straffreiheit tritt nun nämlich 
nicht mehr ein, wenn 

 
1. vor der Berichtigung, Ergän- 
zung oder Nachholung 

 
a. ein Amtsträger der Finanzbe- 

hörde zur steuerlichen Prü- 
fung oder zur Ermittlung ei- 
ner  Steuerstraftat  oder  einer 

Steuerordnungswidrigkeit  er- 
schienen ist oder 

 
b. dem Täter oder seinem Vertre- 

ter eine Prüfungsanordnung 
bekannt gegeben worden ist 
oder 

 
c.  dem Täter oder seinem Vertre- 

ter die Einleitung des Straf- 
oder Bußgeldverfahrens wegen 
der Tat bekannt gegeben wor- 
den ist oder 

 
2. die Tat  im Zeitpunkt  der Be- 
richtigung, Ergänzung oder 
Nachholung ganz oder zum Teil 
bereits entdeckt war und der Täter 
dies wusste oder bei verständiger 
Würdigung der Sachlage damit 
rechnen musste. 
 
Hinweis: 
Eine fehlerhafte und insbesonde- 
re unvollständige Selbstanzeige ist 
keine wirksame Selbstanzeige und 
führt daher nicht zur Straffreiheit. 
Der Steuerpflichtige muss deshalb 
„zu allen unverjährten Steuerstraf- 
taten einer Steuerart in vollem 
Umfang die unrichtigen Angaben 

 
berichtigen, die unvollständigen 
Angaben ergänzen oder die unter- 
lassenen Angaben nachholen“. Sie 
muss richtig und so vollständig 
sein, dass die Finanzbehörde ohne 
Weiteres in der Lage ist, ohne 
langwierige Nachforschungen den 
Sachverhalt festzustellen und die 
Steuer richtig festzusetzen. 
 
Inhaltlich unzureichend für eine 
wirksame Selbstanzeige sind u.a. 
 
 eine Teilselbstanzeige, 
 
 die stillschweigende Nachzah- 

lung, 
 
 der   Hinweis   auf  unrichtige 

Angaben ohne gleichzeitige 
Berichtigung, 

 
 die  Angabe  der  Quelle  der 

Einkünfte  ohne Benennung 
des Umfangs, 

 
 die    Einreichung    von   Bu- 

chungsunterlagen, aus denen 
sich die Verkürzung ergibt, 
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 die Beantragung einer Außen- 
prüfung, 

 
 die Ankündigung einer späte- 

ren Selbstanzeige. 
 
 

Hinweis: 
Die  Selbstanzeige muss gegen- 
über dem richtigen Empfänger 
erfolgen. Das ist in der Regel das 
zuständige Finanzamt und nicht 
die Polizei. Zur  Erlangung  der 
Straffreiheit ist  in  allen Fällen 
mit   einem   Hinterziehungsbe- 
trag von mehr als 50.000 € noch 
ein Zuschlag in Höhe  von 5 % 
auf den Steuerbetrag zu zahlen. 
Andere Formalien sind ebenfalls 
zu beachten, so dass Sie in jedem 
Fall  steuerlichen  Rat  einholen 
sollten. 

 
Sollte keine Straffreiheit gegeben 
sein, z.B. weil die  Selbstanzeige 
„zu spät“ erfolgte, so ist die Stra- 
fe im Wesentlichen von der Höhe 
der hinterzogenen Steuer abhän- 
gig. So werden 
 
 bis  50.000   €   hinterzogener 

Steuern in der Regel Geldstra- 
fen, 

 
 ab   50.000   €   hinterzogener 

Steuern Geldstrafen oder Frei- 
heitsstrafen auf Bewährung 
verhängt, 

 
 ab  1  Mio.  €  hinterzogener 

Steuern ist nach der neueren 
Rechtsprechung des Bundes- 
gerichtshofes die Verhängung 
von Freiheitsstrafen ohne Be- 

währung zwingend. Eine Frei- 
heitsstrafe auf Bewährung ist 
in diesen Fällen nur noch bei 
Vorliegen von „besonders ge- 
wichtigen Milderungsgrün- 
den“ möglich. 

 
 
Hinweis: 
Spätestens  seit  der  Liechten- 
stein-Steueraffäre (Mitte Febru- 
ar 2008), dem Ankauf von Steu- 
er-Daten-CDs aus der Schweiz, 
dem Bekanntwerden der so ge- 
nannten   Offshore-Leaks,   den 
Verlust der Anleger in Zypern 
und  der  erklärten  Bereitschaft 
von Luxemburg  nun  doch  am 
steuerlichen Informationsaus- 
tausch teilzunehmen,   müssen 
auch  Anleger  im  Ausland  mit 
einer Entdeckung rechnen. 

 
 
 
 
 
 

Für Unternehmer und Unternehmen 
 
 
 
 
 

Zweifelsfragen zum betrieblichen Schuldzinsenabzug 
 
 

Schuldzinsen sowie die mit einer 
Kreditaufnahme zusammenhän- 
genden Finanzierungsnebenkos- 
ten sind nur dann Betriebsaus- 
gaben, wenn sie für ein Darlehen 
geleistet werden, das durch den 
Betrieb veranlasst ist. Dabei 
kommt es auf die tatsächliche Ver- 
wendung der Darlehensmittel an. 
Zwar kann der Unternehmer be- 
triebliche Liquidität entnehmen 
und die hierdurch entstehende 
Finanzierungslücke durch Auf- 
nahme eines Kredits schließen. 
Jedoch sind Schuldzinsen dann 
nicht abziehbar, wenn so genann- 
te Überentnahmen getätigt wer- 
den. Diese liegen immer dann vor, 
wenn die Entnahmen  höher sind 
als der Gewinn und die Einlagen. 
Vermehrt sind in letzter Zeit Ur- 
teile  durch   den   Bundesfinanz- 

hof  zu Fragen  des betrieblichen 
Schuldzinsenabzuges  ergangen, 
zu denen sich die Finanzverwal- 
tung jetzt geäußert hat: 
 
Geänderte Zuordnung eines 
Wirtschaftsgutes 
 
Diese stellt weder eine Entnahme 
beim abgebenden Betrieb noch 
eine Einlage beim aufnehmenden 
Betrieb dar, wenn der Vorgang 
zum Buchwert stattgefunden hat. 
So hatte auch der BFH entschie- 
den. Eine geänderte betriebsver- 
mögensmäßige Zuordnung eines 
Wirtschaftsguts in diesem Sinne 
liegt u.a. dann vor, wenn 
 
 ein  Wirtschaftsgut  nach  Be- 

gründung einer mitunterneh- 
merischen Betriebsaufspaltung 

einem anderen Betriebsvermö- 
gen zuzuordnen ist, 

 
 ein Wirtschaftsgut  nach Ver- 

schmelzung einem anderen 
Betriebsvermögen zuzuordnen 
ist. 

 
Schuldzinsen für Investitions- 
darlehen 
 
Schuldzinsen zur Finanzierung 
eines Wirtschaftsguts des Anlage- 
vermögens sind in jedem Fall Be- 
triebsausgaben. Hierzu ist es nicht 
erforderlich, dass ein gesondertes 
Darlehen aufgenommen wird. Es 
kommt allein auf die tatsächliche 
Verwendung der Darlehensmittel 
an. Werden Darlehensmittel zu- 
nächst auf ein betriebliches Kon- 
tokorrentkonto   überwiesen,  von 
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dem sodann die Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten von 
Wirtschaftsgütern des Anlagever- 
mögens bezahlt werden, oder wird 
zunächst das Kontokorrentkonto 
belastet und anschließend eine 
Umschuldung in ein Darlehen 
vorgenommen, kann ein Finan- 
zierungszusammenhang mit den 
Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten    von    Wirtschaftsgütern 
des Anlagevermögens aber nur 
angenommen werden, wenn ein 
enger zeitlicher und betragsmä- 
ßiger Zusammenhang zwischen 
der Belastung auf dem Kontokor- 
rentkonto und der Darlehensauf- 

nahme besteht. Hiervon geht die 
Finanzverwaltung dann aus, wenn 
die Mittel innerhalb von 30 Ta- 
gen vor oder nach Auszahlung der 
Darlehensmittel tatsächlich über 
das entsprechende Kontokorrent- 
konto finanziert wurden. Beträgt 
der Zeitraum mehr als 30 Tage, 
muss der Steuerpflichtige den 
erforderlichen Finanzierungszu- 
sammenhang zwischen der Ver- 
wendung  der  Darlehensmittel 
und der Bezahlung der Anschaf- 
fungs-   oder  Herstellungskosten 
für die Wirtschaftsgüter des An- 
lagevermögens nachweisen. 

Hinweis: 
Eine  Verwendung  der  Darle- 
hensmittel zur Finanzierung von 
Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten   von   Wirtschafts- 
gütern  des Anlagevermögens 
scheidet aus, wenn die Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten 
im  Zeitpunkt  der Verwendung 
der Darlehensmittel bereits ab- 
schließend finanziert waren und 
die  erhaltenen  Darlehensmittel 
lediglich das eingesetzte Eigen- 
kapital wieder auffüllen. 
 
Quelle: BMF-Schreiben vom 18. Februar 
2013, IV C 6 S 2144/07/10001, DB 2013 
S. 428 

 

 
 

Mindestangaben für ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch 
 
 

Ein Steuerpflichtiger war als an- 
gestellter Versicherungskaufmann 
tätig. Sein Arbeitgeber überließ 
ihm einen Pkw, den er auch zu 
privaten Zwecken nutzen konnte. 
Der Arbeitgeber versteuerte die 
Dienstwagenüberlassung nach der 
1 %-Regelung. Im Rahmen seiner 
Einkommensteuer veranlagung 
begehrte der Steuerpflichtige 
nunmehr, die Dienstwagenüber- 
lassung anhand der tatsächlich 
entstandenen Fahrzeugkosten 
durch ein Fahrtenbuch zu besteu- 
ern.  Das   Fahrtenbuch   bestand 
aus handschriftlich geführten 
Grundaufzeichnungen sowie aus 
zusätzlichen ergänzenden Erläu- 
terungen. Die handschriftlichen 
Grundaufzeichnungen enthielten 
fortlaufend die Fahrten nach Da- 
tum, Uhrzeit, Kilometerständen 
und gefahrenen Kilometern. Die 
beruflich veranlassten Fahrten 
hatte der Steuerpflichtige in dem 
Fahrtenbuch  jeweils als Außen- 
dienst oder Dienstfahrten ver- 
merkt. Die besuchten Personen, 
Firmen oder Behörden wurden 
dagegen nicht  angegeben. Einen 
Ausdruck aus dem elektronisch 
geführten   Terminkalenders   des 

Arbeitgebers  fügte  der  Steuer- 
pflichtige als ergänzende Erläu- 
terung   dem   Fahrtenbuch    bei. 
Der Ausdruck enthielt dabei die 
Angaben über Datum, Uhrzeit, 
Name  sowie Adresse der jeweils 
aufgesuchten Kunden. Im Rah- 
men der Einkommensteuerver- 
anlagung erkannte das Finanzamt 
das Fahrtenbuch des Steuerpflich- 
tigen nicht an. 
 
Der BFH gab in seiner Entschei- 
dung dem Finanzamt Recht und 
stellte fest, dass der Steuerpflich- 
tige kein ordnungsgemäßes Fahr- 
tenbuch vorgelegt hatte. Dies er- 
gab sich aus der Tatsache, dass das 
Fahrtenbuch keine Angaben über 
die Fahrtziele sowie zu den jeweils 
aufgesuchten Kunden und Ge- 
schäftspartnern enthielt. Eine all- 
gemeine und pauschale Bezeich- 
nung von Fahrten im Fahrtenbuch 
als „Dienstfahrten“ verstößt eben- 
falls gegen die geltenden Rechts- 
grundsätze für Fahrtenbücher. 
Nach Meinung des BFH  konnte 
der Steuerpflichtige die erforder- 
lichen Mindestangaben im Fahr- 
tenbuch auch nicht durch ander- 
weitige   Auflistungen,  wie   z.B. 

durch ergänzende Ausdrucke aus 
einem  Terminkalender  des  Ar- 
beitgebers, ersetzen. 
 
Hinweis: 
Bei der Erstellung  eines Fahr- 
tenbuches ist zu beachten, dass 
das  Fahrtenbuch   zeitnah  und 
in  geschlossener Form  geführt 
werden muss. Neben  dem Da- 
tum und dem Fahrtziel muss das 
Fahrtenbuch grundsätzlich auch 
die jeweils aufgesuchten Kunden 
oder Geschäftspartner  sowie 
den  geschäftlichen Anlass und 
dem bei Abschluss der Fahrt er- 
reichten  Gesamtkilometerstand 
des Fahrzeugs enthalten.  Fehlt 
eine der vorgenannten Angaben, 
so liegt kein ordnungsgemäßes 
Fahrtenbuch vor. 
 
Quelle: BFH-Urteil vom 13. No- 
vember 2012, VI R 3/12, NWB Dok: 
SAAAE-30630 
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Gelangensbestätigung beschlossen 
 
 

In seiner Sitzung vom 22. März 
2013 hat der Bundesrat der Elf- 
ten Verordnung zur Änderung der 
Umsatzsteuer-D urchführungs- 
verordnung zugestimmt. Durch 
diese Verordnung sind eindeutige 
Regelungen über die Nachweis- 
führung  von  innergemeinschaft- 

lichen    Lieferungen    geschaffen 
worden. Dies bedeutet, dass die 
innergemeinschaftlichen Liefe- 
rungen zukünftig durch eine Ge- 
langensbestätigung oder durch 
alternative Nachweise erfolgen 
kann. Die neue Verordnung tritt 
am 1. Oktober 2013 in Kraft. Bis 

zum 30. September 2013 ausge- 
führte innergemeinschaftliche 
Lieferung können nach den bis- 
herigen umsatzsteuerlichen Rege- 
lungen nachgewiesen werden. 
 
Quelle: BR-Drucksache 66/13 vom 22. 
März 2013, www.bundesrat.de 

 
 
 
 
 

Umsatzsteuerberichtigung bei Uneinbringlichkeit einer Forderung 
 
 

Eine Umsatzsteuerkorrektur kann/ 
muss  manchmal  frühzeitiger  als 
gedacht   vorgenommen   werden. 
Dies ergibt sich aus einem aktu- 
ellen BFH-Urteil. In dem zu ent- 
scheidenden Fall hatte  eine KG 
einen   Generalunternehmer   mit 
der  Errichtung   eines  Gebäudes 
beauftragt.  Ein   Restbetrag   der 
fälligen Summe  wurde  von  der 
Beseitigung von Mängeln abhän- 
gig gemacht. Letztendlich  zahlte 
die KG diese Summe nicht. Die 
Beteiligten stritten lange vor den 
Zivilgerichten  um  den  Restbe- 
trag und trafen schließlich einen 
Vergleich. Das Finanzamt  führte 
erst im Jahr der Vergleichsverein- 
barung   eine   Vorsteuerkorrektur 
durch. Hiergegen wehrte sich die 
KG. Sie war der Auffassung, dass 
die Vorsteuerkorrektur bereits 
deutlich vorher - hier in verjähr- 
ter Zeit - durchzuführen gewesen 
wäre. Jetzt sei es zu spät. 
Schließlich musste sich der 
BFH  mit der Frage beschäftigen. 
Entscheidend dabei ist eine Vor- 
schrift im Umsatzsteuergesetz, die 
eine Korrektur bei Uneinbring- 
lichkeit einer Forderung vorsieht. 
Hat sich nämlich die Bemes- 
sungsgrundlage für einen steuer- 
pflichtigen Umsatz geändert, hat 
der Unternehmer, der diesen Um- 
satz ausgeführt hat, den dafür ge- 
schuldeten Steuerbetrag und der 
Unternehmer, an den dieser Um- 

satz  ausgeführt  worden  ist, den 
dafür in Anspruch genommenen 
Vorsteuerabzug zu berichtigen. 
Das gilt sinngemäß, wenn das ver- 
einbarte Entgelt uneinbringlich 
geworden ist. 
 
Der  Begriff der Uneinbringlich- 
keit ist jedoch gesetzlich nicht 
definiert.  In   einem  Erlass  aus 
dem Jahr 2011 vertritt die Fi- 
nanzverwaltung die Auffassung, 
dass spätestens im Augenblick der 
Insolvenzeröffnung die Entgelt- 
forderungen aus Lieferungen und 
sonstigen Leistungen in voller 
Höhe uneinbringlich werden. 
 
Nach dem aktuellen BFH-Urteil 
ist der Begriff der Uneinbring- 
lichkeit weit auszulegen. So stellt 
der BFH Folgendes fest: 
 
 „Uneinbringlich” ist eine For- 

derung,  wenn  der  Anspruch 
auf Entrichtung des Entgelts 
nicht erfüllt wird und bei ob- 
jektiver Betrachtung damit zu 
rechnen ist, dass der Leisten- 
de die Entgeltforderung (ganz 
oder teilweise) jedenfalls auf 
absehbare Zeit nicht durchset- 
zen kann. 

 
 Das ist der Fall, wenn und ggf. 

soweit der Leistungsempfän- 
ger das Bestehen dieser Forde- 
rung ganz oder teilweise sub- 

stantiiert bestreitet und damit 
erklärt, dass er die Entgeltfor- 
derung (ganz oder teilweise) 
nicht bezahlen werde. 

 
 Eine  Auslegung  des  Begriffs 

der Uneinbringlichkeit, wo- 
nach diese z.B. erst bei der Er- 
öffnung des Insolvenzverfah- 
rens oder der Einleitung von 
Zwangsvollstrec kungsmaß- 
nahmen oder erst nach Ab- 
schluss eines Klageverfahrens 
in Bezug auf die Entgeltforde- 
rung vorläge, lässt sich mit dem 
Gleichbehandlungsgrundsatz 
nicht vereinbaren. 

 
Hinweis: 
Damit  ist Uneinbringlichkeit 
bereits dann gegeben, wenn der 
Schuldner  die  Forderung  we- 
gen  Zahlungsunfähigkeit  nicht 
erfüllen kann oder wegen Zah- 
lungsunwilligkeit nicht  erfüllen 
will! Vollstreckungsmaßnahmen 
sind nicht erforderlich. Ist Un- 
einbringlichkeit  gegeben,  sind 
die Umsatzteuer beim Leisten- 
den   und   der   Vorsteuerabzug 
beim Leistungsempfänger zu 
berichtigen. 
 
Quelle: BFH-Urteil vom 8. März 2012, V 
R 49/10, LEXinform Nr. 0928125 

http://www.bundesrat.de/
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Vorsteuerabzug aus einem Mietvertrag mit ergänzenden Zahlungsbelegen 
 
 

Ein  Steuerpflichtiger  betrieb  in 
den  Streitjahren  2003  bis  2006 
ein Fotolabor in gemieteten Räu- 
men. Im Rahmen einer Betriebs- 
prüfung waren nach Ansicht des 
Prüfers Vorsteuerabzugsbeträge 
aus den Mietzahlungen für die 
betrieblichen Räume nicht an- 
zuerkennen, weil die Miete nur 
unregelmäßig  gezahlt  worden 
war. Auch die Vorlage einer Auf- 
stellung des Vermieters über die 
geleisteten Mietzahlungen der 
vergangenen Jahre, die auch den 
Betriebsprüfungszeitraum um- 
fassten, vermochten die Versa- 
gung des Vorsteuerabzuges nicht 
zu verhindern. Das Finanzamt 
änderte hiernach die Umsatzsteu- 
erbescheide für die betreffenden 
Kalenderjahre. Gegen diese Ent- 
scheidung legte der Steuerpflich- 
tige Einspruch ein und beantragte 
gleichzeitig Aussetzung der Voll- 
ziehung der strittigen Umsatz- 
steuernachzahlungsbeträge. Den 
Antrag auf Aussetzung der Voll- 
ziehung lehnte das Finanzamt ab. 

Der BFH hat in diesem Streitfall 
entschieden, dass das Finanzamt 
dem Steuerpflichtigen zu Recht 
keine Aussetzung der Vollziehung 
hinsichtlich der strittigen Um- 
satzsteuernachzahlungen gewähr- 
te. Denn  nach seiner Auffassung 
ist ein Vorsteuerabzug nur  dann 
möglich, wenn eine zum Vorsteu- 
erabzug berechtigende Rechnung 
vorlag. Bei Dauerleistungen, wie 
sie bei einem Mietvertrag vorliegt, 
kann ein Vorsteuerabzug erst vor- 
genommen werden, wenn der 
Mietvertrag alle Rechnungsanga- 
ben im Sinne der umsatzsteuerli- 
chen Vorschriften enthält und die 
Mietzahlung durch eine monat- 
liche Zahlungsaufforderung oder 
durch andere Zahlungsbelege 
konkretisiert worden ist. Erst ab 
diesem Zeitpunkt  erhält die ver- 
einbarte Monatsmiete  alle erfor- 
derlichen Rechnungsmerkmale. 
Fehlt die Zahlungsaufforderung 
oder der Zahlungsbeleg, so liegt 
keine ordnungsgemäße Rechnung 
vor. Dies hat zur Folge, dass ein 
Vorsteuerabzug aus den Mietzah- 

lungen nicht möglich ist. Die vor- 
gelegte Aufstellung des Vermie- 
ters wurde seitens des BFH nicht 
als zurückwirkender Zahlungsbe- 
leg anerkannt. Insoweit hatte das 
Finanzamt zu Recht den Vorsteu- 
erabzug aus den Mietzahlungen 
nicht zugelassen. 
 
Hinweis: 
Bei Dauerleistungen, wie z.B. bei 
Miet-    oder   Leasingverträgen, 
kann  ein Unternehmer  nur  ei- 
nen Vorsteuerabzug aus den ge- 
leisteten Zahlungen vornehmen, 
wenn sich aus den Verträgen alle 
Rechnungsangaben   im   Sinne 
der    umsatzsteuerlichen    Vor- 
schriften ergeben und die Miet- 
zahlung   durch   eine   monatli- 
che Zahlungsaufforderung oder 
durch  einen monatlichen  Zah- 
lungsbeleg konkretisiert wird. 
 
Quelle: BFH-Urteil vom 10. Januar 2013, 
XI B 33/12, LEXinform Nr. 0929095 

 
 
 
 
 

Kein Vorsteuerabzug bei wirksamen Widerspruch gegen eine Gutschrift 
 
 

Nach    den    umsatzsteuerlichen 
Vorschriften können Unterneh- 
mer und Leistungsempfänger eine 
Vereinbarung darüber treffen, ob 
sie eine Lieferung oder eine sons- 
tige Leistung zwischen den beiden 
Parteien nach dem Gutschriften- 
verfahren abrechnen. Vorausset- 
zung hierfür ist, dass dies vorher 
zwischen dem Unternehmer  und 
dem Leistungsempfänger verein- 
bart worden ist. Legt der Empfän- 
ger der Gutschrift gegen die ihm 
übermittelten Abrechnungsdo- 
kumente einen Widerspruch ein, 
verliert die Gutschrift hierdurch 
ihre Wirkung als Rechnung. 

 
In   dem  Rechtsfall  betrieb  ein 

Steuerpflichtiger in der Form ei- 
ner GmbH  den An- und Verkauf 
von Edelmetallen und edelmetall- 
haltigen Abfällen. In dem Um- 
satzsteuervoranmeldungszeitraum 
Januar und Februar 2009 erhielt 
der Steuerpflichtige mehrere Lie- 
ferungen über Edelmetalle und 
edelmetallhaltige Abfälle von 
seinem Lieferanten. Mit diesem 
hatte er zuvor eine Vereinbarung 
geschlossen, dass seine Lieferun- 
gen mittels des Gutschriftenver- 
fahrens abzurechnen waren. Die 
ausgeführten Lieferungen hatte 
der Steuerpflichtige durch Gut- 
schriften mit gesondertem Um- 
satzsteuerausweis gegenüber den 
Lieferanten abgerechnet und auch 

den   Bruttorechnungsbetrag    an 
diesen überwiesen. Anschließend 
widersprach der Lieferant den 
Gutschriften per Fax. Den Wi- 
derspruch über die Gutschriften 
schickte er auch an das Finanz- 
amt. 
 
Daraufhin berichtigte das Finanz- 
amt die Umsatzsteuervoranmel- 
dung für den Voranmeldungszeit- 
raum Februar 2009 und forderte 
die in den Gutschriften ausgewie- 
sene Vorsteuer von dem Steuer- 
pflichtigen wieder zurück. Nach 
einem erfolglosen Einspruchsver- 
fahren klagte der Steuerpflichtige 
gegen die Entscheidung des Fi- 
nanzamtes. 
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Der BFH urteilte, dass das Fi- 
nanzamt zu Recht den zunächst 
gewährten Vorsteuerabzug rück- 
gängig gemacht hat, weil der 
Lieferant des Steuerpflichtigen 
den erteilten Gutschriften für die 
Lieferungen widersprochen hat- 
te. Diese umsatzsteuerliche Re- 
gelung gilt auch dann, wenn die 
Gutschriften den zivilrechtlichen 
Vereinbarungen zwischen dem 
Leistungsempfänger und dem 
Unternehmer entsprochen haben 
und die Umsatzsteuer zutreffend 
ausgewiesen wurde. Mit  seiner 
Entscheidung hält der BFH auch 
nach der Neufassung der umsatz- 
steuerlichen Vorschriften an sei- 

ner bisherigen Rechtsprechung 
fest, wonach ein Unternehmer 
kein Recht zum Vorsteuerabzug 
aus  einer  Gutschrift  hat,  wenn 
die Gutschrift ihre Wirkung als 
Rechnung verloren hat. 
 
Hinweis: 
Widerspricht der Empfänger ei- 
ner Gutschrift  diesem Abrech- 
nungsdokument,  so verliert die 
Gutschrift  ihre  Wirkung  einer 
zum  Vorsteuerabzug  berechti- 
genden Rechnung. Dies gilt auch 
dann, wenn die Gutschrift  den 
zivilrechtlichen Vereinbarungen 
entspricht und die Umsatzsteuer 
zutreffend ausgewiesen worden 

ist. Ein Vorsteuerabzug kann der 
Leistungsempfänger erst dann 
vornehmen, wenn der leistende 
Unternehmer eine ordnungs- 
gemäße Rechnung vorlegt. Be- 
achten  Sie  im  Übrigen,  dass 
die Lieferung von Abfällen aus 
Edelmetallen seit 2011 unter die 
Umkehr der Steuerschuldner- 
schaft fällt, d.h. der Empfänger 
hat die Lieferung zu versteuern 
bei gleichzeitigem Vorsteuerab- 
zug. Es ist eine Nettorechnung 
bzw. Nettogutschrift auszustel- 
len. 
 
Quelle: BFH-Urteil vom 23. Januar 2013, 
XI R 25/11, LEXinform Nr. 0928833 

 
 
 
 
 
 

Für Kapitalgesellschaften 
 
 
 
 
 
 

Streubesitzdividenden werden steuerpflichtig 
 
 

Der EuGH hatte im Jahr 2011 
mokiert, dass die definitive Kör- 
perschaftsteuerbelastung und die 
Versagung der Steuerfreistellung 
für Dividenden an ausländische 
Muttergesellschaften in der EU 
gegen die Kapitalverkehrsfreiheit 
verstößt, da hierdurch ausländi- 
sche Gesellschaften diskriminiert 
würden. Dividenden, die an Ge- 
sellschaften mit Sitz in der Bun- 
desrepublik Deutschland ausge- 
schüttet werden, werden nämlich 
zu 95 % steuerfrei gestellt - 5 % 
gelten als nicht abziehbare Be- 
triebsausgaben. 

 
Zur Umsetzung des EuGH- 
Urteils war zunächst angedacht, 
die   Gleichbehandlung   dadurch 

herzustellen, dass auch ausländi- 
sche Kapitalgesellschaften von der 
Steuerlast befreit werden, indem 
sie sich die Kapitalertragsteuer 
hätten erstatten lassen können. 
Dieser  Lösung  stimmte  jedoch 
der Bundesrat nicht zu. 
 
Nun hat man eine Einigung im 
Vermittlungsausschuss gefunden. 
Dividendenerträge inländischer 
Kapitalgesellschaften aus kleine- 
ren Unternehmensbeteiligungen 
(unter 10 %) werden künftig be- 
steuert, um die vom Europäischen 
Gerichtshof geforderte Gleichbe- 
handlung zwischen in-  und aus- 
ländischen  Gesellschaften  beim 
so genannten Streubesitz zu errei- 
chen. 

Hinweis: 
Ausgenommen von der Besteue- 
rung sind jedoch Veräußerungs- 
gewinne. 
 
Die Neuregelung findet erstmals 
Anwendung  für Bezüge, die 
nach dem 28. Februar 2013 zu- 
fließen. Für Altfälle bleibt es bei 
dem Erstattungsverfahren. 
 
Quelle: Gesetz zur Umsetzung des EuGH- 
Urteils vom 20. Oktober 2011 in der 
Rechtssache C 284/09 vom 28. Februar 
2013, Bundestagsdrucksache 146/13, www. 
bundestag.de 

http://www/
http://www/
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Entlastung für Unternehmer durch Reform des Ordnungsgeldverfahrens 
 
 

Bereits für Jahresabschlüsse auf 
den 31. Dezember 2012 hat der 
Gesetzgeber Erleichterungen für 
Kleinstkapitalgesellschaften und 
GmbH  & CoKG  geschaffen, die 
maximal 

 
 700.000 € Umsatzerlöse, 

 
 350.000 € Bilanzsumme, 

 
 10  Arbeitnehmer  im  Jahres- 

durchschnitt (ohne Auszubil- 
dende) aufweisen. 

 
Diese können auf einen Anhang 
zum Jahresabschluss verzichten, 
wenn sie bestimmte  Angaben 
(z.B. Kredite oder Vorschüsse an 
Mitglieder der Geschäftsführung 
oder Aufsichtsorgane sowie An- 
gaben zu Haftungsverhältnissen) 
unter  der  Bilanz  ausweisen. Sie 
können außerdem eine „verkürz- 
te“ Bilanz und Gewinn- und 
Verlustrechnung mit verringerter 
Gliederungstiefe aufstellen. 
Ihre  Offenlegungspflicht können 
sie statt durch Veröffentlichung 
durch eine elektronische Hinter- 
legung beim Bundesanzeiger er- 
füllen. 

 
Hinweis: 
Fremde Dritte können dann nur 
auf Antrag eine Kopie der hin- 
terlegten   Unterlagen   erhalten 
(nach Registrierung für 4,50 € 
pro Jahresabschluss). 

 
Nun geht der Gesetzgeber noch 
einen Schritt weiter. In einem 
neuen Gesetzentwurf ist vorge- 
sehen, dass kleine und kleinste 
Kapitalgesellschaften und GmbH 
& CoKG  zwar ihren Publizitäts- 
pflichten weiterhin nachkommen 
müssen, aber bei Überschreiten 
der Fristen ein geringeres Ord- 
nungsgeld zahlen müssen. 
 
Bisher leitet das Bundesamt für 
Justiz ein Ordnungsgeldverfahren 
gegen alle offenlegungspflichti- 
gen Gesellschaften ein, die ihre 
Jahresabschlussunterlagen nicht 
rechtzeitig veröffentlichen. Die 
Unternehmen erhalten nach An- 
drohung eines Ordnungsgeldes 
sechs Wochen Zeit, um ihren 
Pflichten nachzukommen. Wird 
die Frist überschritten, wird ein 
Ordnungsgeld   von   mindestens 
2.500  €  und  maximal 25.000  € 
festgesetzt. 
 
Kommt die Gesellschaft nach Ab- 
lauf der sechswöchigen Frist und 
vor Festsetzung des Ordnungsgel- 
des durch das Bundesamt für Jus- 
tiz der Offenlegung nach, soll das 
Ordnungsgeld nun herabgesetzt 
werden. Es beträgt dann 
 
 500 € bei Kleinstkapitalgesell- 

schaften, die von der Hinter- 
legungsoption Gebrauch ge- 
macht haben, 

 1.000 € bei kleinen Kapitalge- 
sellschaften und im Übrigen 

 
 2.500  €,  wenn  ein  höheres 

Ordnungsgeld angedroht wor- 
den ist. 

 
Hinweis: 
Bei   nur   geringfügiger  Über- 
schreitung  der  6-Wochen-Frist 
können  die genannten  Beträge 
zur Vermeidung von Härtefällen 
weiter verringert werden. 
 
Die Neuregelungen zum Ord- 
nungsgeldverfahren sollen erst- 
mals für das am oder nach dem 
31.  Dezember   2012   endende 
Geschäftsjahr wirksam werden. 
 
Quelle: Entwurf eines Gesetzes zur Um- 
setzung der Entschließung  des Deutschen 
Bundestages vom 29. November 2012 zur 
Reform des handelsrechtlichen Ordnungs- 
geldverfahrens, BMJ-Pressemitteilung vom 
17. April 2013, www.bmj.de 

 
 
 

Für Ihre Notizen: 

http://www.bmj.de/


1
4 

Für Kapitalgesellschaften der KREISEL   2-2013 
 

 

 
 
 

Aufwandsentschädigung eines ehrenamtlichen Betreuers 
 
 

Der BFH  hatte in einem aktuel- 
len Fall darüber zu entscheiden, 
wie die Aufwandsentschädigung 
eines ehrenamtlichen Betreuers 
nach dem Einkommensteuerge- 
setz zu behandeln ist. 
Ein   Steuerpflichtiger  bezog  in 
den Jahren 2001 bis 2004 aus sei- 
ner Tätigkeit als ehrenamtlicher 
Betreuer in 42 Fällen eine Auf- 
wandsentschädigung. Für seine 
Tätigkeit erhielt er vom Amts- 
gericht eine Aufwandsentschä- 
digung für eine zu betreuende 
Person von bis zu 323 € pro Jahr. 
Nach einer Prüfung der Steuer- 
fahndung im Jahre 2007 erfasste 
das Finanzamt die Aufwands- 
entschädigung bei dem Steuer- 
pflichtigen als sonstige Einkünfte. 
Seitens des Finanzamtes wurden 
25  %  der  Einnahmen   pauschal 
als Werbungskosten angesetzt. 
Gegen diese Entscheidung legte 
der   Steuerpflichtige   Einspruch 
ein und machte geltend, dass nach 
den einkommensteuerlichen Vor- 
schriften Aufwandsentschädi- 
gungen, die aus einer öffentlichen 
Kasse gezahlt  werden, steuerfrei 

seien. Diese Steuerbefreiungsvor- 
schrift  setzt  jedoch  voraus, dass 
die Aufwandsentschädigung im 
Haushaltsplan eines Landes oder 
beim Bund ausgewiesen wird. 
Nach Auffassung des Finanzam- 
tes hatte diese Voraussetzung bei 
dem Steuerpflichtigen nicht vor- 
gelegen. Nach  einem erfolglosen 
Einspruchsverfahren erhob der 
Steuerpflichtige gegen die Ent- 
scheidung des Finanzamtes Klage. 
Der BFH folgte der Auffassung 
des Steuerpflichtigen und ent- 
schied, dass die erzielten Einnah- 
men aus seiner ehrenamtlichen 
Betreuertätigkeit steuerfrei sind. 
Seine Auffassung begründete der 
BFH damit, dass dem Betreuer 
aufgrund des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches  eine   Entschädigung 
für seine Tätigkeit  zustand. Die- 
ser gesetzliche Anspruch des Be- 
treuers machte einen Ausweis der 
Aufwandsentschädigung in einem 
Haushaltsplan nicht mehr not- 
wendig, damit die Aufwandsent- 
schädigung unter die betreffende 
einkommensteuerliche Steuerbe- 
freiungsvorschrift fiel. 

Hinweis: 
Ein  ehrenamtlicher  Betreuer 
erzielt aus seiner Tätigkeit Ein- 
künfte aus selbständiger Arbeit. 
Die  gesetzliche Regelung über 
die unbegrenzte Steuerbefreiung 
von  Aufwandsentschädigungen 
bei einem Betreuer galt nur bis 
zum  Einkommensteuerveranla- 
gungszeitraum 2010. Mit  dem 
Jahressteuergesetz 2010 hat der 
Gesetzgeber  die  Voraussetzun- 
gen für die Steuerbefreiung für 
Aufwandsentschädigungen  neu 
geregelt. Danach  sind  ab  dem 
Kalenderjahr  2011  Aufwands- 
entschädigungen  zusammen 
mit   anderen   steuerfreien  eh- 
renamtlichen   Einnahmen    des 
Steuerpflichtigen nur  noch  bis 
zu  einem  Betrag  von  2.100  € 
steuerfrei.   Ab  dem  Veranla- 
gungszeitraum  2013  ist  dieser 
steuerliche Freibetrag auf 2.400 
€ angehoben worden. 
 
Quelle: BFH-Urteil vom 17. Oktober 2012, 
VIII R 57/09, BFH/NV 2013 S. 307, 

 
 
 
 
 

Zurechnung von Vermietungseinkünften 
 
 

Einkünfte   aus  der  Vermietung 
einer Immobilie sind zwar grund- 
sätzlich dem zivilrechtlichen 
Eigentümer zuzurechnen. Ab- 
weichende Vereinbarungen sind 
jedoch zulässig und werden auch 
anerkannt. Darum ging es auch in 
einem Fall vor dem Finanzgericht 
des Saarlandes. 

 
Die frühere Ehefrau eines Steuer- 
pflichtigen hatte in ihrer Einkom- 
mensteuererklärung einen Verlust 
aus der Vermietung einer Immo- 
bilie erklärt. Durch „Ehevertrag 
nebst Vermögensauseinanderset- 
zung“ hatte sie ab Oktober des 
Streitjahres ihrem früheren Ehe- 

mann   einen  Quotennießbrauch 
am Mietobjekt i.H.v. 50 % ein- 
geräumt. Das Finanzamt rechne- 
te den Verlust beiden (früheren) 
Eheleuten je zur Hälfte zu. Dage- 
gen legte die Steuerpflichtige Ein- 
spruch  ein  und  beantragte, dass 
ihr  die  Einkünfte  bzw. Verluste 
bis zur Nießbrauchsbestellung 
allein zugerechnet werden. Dem 
folgte  das  Finanzamt.   Hierge- 
gen klagte nun jedoch der Mann 
und begehrte für das komplette 
Jahr den hälftigen Verlust, nicht 
erst für die Zeit seit der Nieß- 
brauchsbestellung. Es sei schon 
vorher im Innenverhältnis verein- 
bart gewesen, dass die Einkünfte 

aus der Vermietung entsprechend 
der Haftung für ein Darlehen und 
entsprechend der Kostentragung 
für das Hausanwesen beiden Ehe- 
leuten  gemeinschaftlich, also im 
Zweifel zu je ½, zustehen sollten. 
 
Das Finanzgericht wies die Klage 
des Steuerpflichtigen dennoch ab. 
 
Vermieter sei derjenige, der die 
rechtliche  oder  tatsächliche 
Macht hat, die Wohnung einem 
anderen gegen Entgelt zur Nut- 
zung zu überlassen und der Trä- 
ger der Rechte und Pflichten aus 
einem  Miet-   oder  Pachtvertrag 
sei. Nicht maßgebend sei, ob ein 
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Steuerpflichtiger rechtlicher oder 
wirtschaftlicher Eigentümer des 
Mietobjekts sei und wem letztlich 
das wirtschaftliche Ergebnis der 
Vermietung zugute komme. 

 
Denkbar sei auch, dass eine Ehe- 
gatten-Innengesellschaft, vertre- 
ten durch nur einen Ehegatten, 
Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung erziele. 

 
Das war nach Auffassung des Fi- 
nanzgerichtes aber erst der Fall, 

nachdem der Eigentümer-Ehe- 
gatte im Rahmen der Vermögen- 
sauseinandersetzung  anlässlich 
der Trennung dem anderen einen 
Quotennießbrauch  von 50 % der 
Einkünfte eingeräumt hatte. Die 
frühere Ehefrau bestritt nämlich 
vehement das frühere Bestehen 
einer Innengesellschaft. Es  habe 
auch keine anderslautenden kla- 
ren Vereinbarungen gegeben. Die 
gemeinsame Haftung für das 
Darlehen ändere daran nichts. 

Hinweis: 
Aufgrund der fehlenden klaren 
(schriftlichen) Vereinbarungen 
im Vorfeld galten die Aktivitä- 
ten des Ehemannes lediglich als 
unterstützende  Mitwirkung  bei 
der Vermietung durch die Ehe- 
frau. 
 
Quelle: FG Saarland, Urteil vom 18. 
Dezember 2012, 1 K 1628/10, LEXinform 
Nr. 5014520, Nichtzulassungsbeschwerde 
eingelegt (Az. des BFH: IX B 22/13) 

 
 
 

 
 
 
 

Für Ihre Notizen: 
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Spende an eine ausländische gemeinnützige Organisation 
 
 

Das    Finanzgericht    Düsseldorf 
hatte     darüber  zu  entscheiden, 
ob die Spenden eines deutschen 
Steuerpflichtigen an eine auslän- 
dische Stiftung, die ihren Sitz in 
der EU hatte, bei seiner Einkom- 
mensteuerveranlagung als Son- 
derausgaben abzugsfähig sind. 

 
Zur Förderung steuerbegünstigter 
Zwecke sieht das Einkommen- 
steuergesetz  vor,  dass  Spenden 
an gemeinnützige Körperschaf- 
ten, Personenvereinigungen sowie 
Vermögensmassen als Sonder- 
ausgaben abzugsfähig sind. Die- 
se Regelung gilt auch, wenn ein 
Steuerpflichtiger eine Spende an 
eine gemeinnützige Organisation 
leistet, welche ihren  Sitz  in  der 
EU hat. Eine Spende an eine ge- 
meinnützige Organisation in der 
EU  ist jedoch bei der deutschen 
Einkommensteuer nur absetzbar, 
wenn die Organisation auch nach 
den deutschen Vorschriften die 
Voraussetzung zur Gemeinnüt- 
zigkeit erfüllen würde. Weitere 
Bedingung für den Spendenabzug 
ist, dass im Rahmen der Amts- 
hilfe der ausländische Staat die 
deutschen  Finanzbehörden  bei 
der Beschaffung der notwendigen 
Nachweise, die für den  Sonder- 
ausgabenabzug erforderlich sind, 
unterstützt. 

 
In dem Streitfall hatte ein Steuer- 
pflichtiger an eine spanische Stif- 
tung  15.000  €  gespendet. Nach 
der Satzung handelte es sich um 

eine gemeinnützige Stiftung nach 
spanischem Recht, die im balea- 
rischen Stiftungsregister einge- 
tragen war. Die Spende setzte der 
Steuerpflichtige im Rahmen  sei- 
ner    Einkommensteuererklärung 
2007 als Sonderausgabe an. Das 
Finanzamt verweigerte den Spen- 
denabzug mit der Begründung, 
dass der Steuerpflichtige keine 
Unterlagen über die Gemeinnüt- 
zigkeit der spanischen Stiftung 
vorgelegt habe, so dass eine Über- 
prüfung der Voraussetzungen, ob 
die spanische Stiftung auch nach 
dem deutschen Recht gemein- 
nützig wäre, nicht vorgenommen 
werden konnte. 
 
Das  Finanzgericht  schloss  sich 
bei seiner Entscheidung der Mei- 
nung des Finanzamtes an. Danach 
hatte das Finanzamt zu Recht die 
Spende an die spanische Stiftung 
nicht zum deutschen Spendenab- 
zug zugelassen. Im  Rahmen  des 
Klageverfahrens legte der Steuer- 
pflichtige dem Finanzgericht die 
Satzung der spanischen Stiftung 
vor, um damit die Gemeinnützig- 
keit der Stiftung nach deutschem 
Recht nachzuweisen. Die Prüfung 
der Satzung ergab jedoch, dass 
diese nicht die Vorgaben des deut- 
schen Gemeinnützigkeitsrechts 
erfüllte. Des Weiteren konnte der 
Steuerpflichtige auch nicht nach- 
weisen, dass die Stiftung nach 
ihrer tatsächlichen Geschäftsfüh- 
rung ausschließlich und unmit- 
telbar  gemeinnützigen  Zwecken 

diente, da er hierzu keine geeig- 
neten Unterlagen eingereicht hat, 
sodass eine tatsächliche Über- 
prüfung  der  Geschäftsführung 
der Stiftung nicht möglich war. 
Das Finanzgericht hat zu diesem 
Streitfall die Revision beim BFH 
zugelassen. 
 
Hinweis: 
Ein  Spendenabzug für Zuwen- 
dungen an ausländische gemein- 
nützige Organisationen  ist sehr 
schwierig.  Denn   der   Steuer- 
pflichtige muss gegenüber dem 
Finanzamt   den  Nachweis  er- 
bringen,  dass  der  ausländische 
Spendenempfänger   die   deut- 
schen     Gemeinnützigkeitsvor- 
aussetzungen erfüllt. Ein Nach- 
weis kann anhand der Satzung, 
den Tätigkeitsbericht oder durch 
Aufzeichnungen  über  die  Ver- 
einnahmung und Verausgabung 
der Spendengelder der gemein- 
nützigen ausländischen Organi- 
sation erfolgen. Um diese Unter- 
lagen zu erhalten, ist häufig ein 
sehr großer Aufwand notwendig. 
 
Quelle: FG Düsseldorf, Urteil vom 14. Ja- 
nuar 2013, 11 K 2439/10 E, Revision zu- 
gelassen (Az. noch nicht vergeben), 
www.fg-duesseldorf.nrw.de/behoerde/pres- 
se/aktuelle/index.php 

http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/behoerde/pres-
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Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer 
 
 

Die OFD Münster hat dazu Stel- 
lung genommen, welche Kosten 
für ein Arbeitszimmer bei einem 
Steuerpflichtigen abzugsfähig 
sind, wenn er seine berufliche Tä- 
tigkeit an einem oder zwei Tagen 
in der Woche in seiner Firma aus- 
übt und er den dortigen Arbeits- 
platz auch an anderen Tagen nut- 
zen kann. 

 
Wenn die in dem Arbeitszimmer 
ausgeübte Tätigkeit mit der in der 
Firma qualitativ gleichwertig ist, 
liegt der Mittelpunkt der Tätig- 
keit im häuslichen Arbeitszimmer, 
da der Arbeitnehmer mehr als die 
Hälfte seiner Arbeitszeit dort tä- 
tig wird, so die OFD Münster. 

Bildet das häusliche Arbeitszim- 
mer den Mittelpunkt  der gesam- 
ten betrieblichen und beruflichen 
Betätigung, dürfen die Aufwen- 
dungen für das Arbeitszimmer in 
voller Höhe steuerlich berücksich- 
tigt werden. Steht für die betrieb- 
liche oder berufliche Tätigkeit 
kein anderer Arbeitsplatz zur Ver- 
fügung, so sind die Aufwendun- 
gen bis zu einer Höhe von 1.250 
€ je Wirtschaftsjahr oder Kalen- 
derjahr als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten abziehbar. 
 
Daraus ergibt sich, dass das Vor- 
liegen eines „anderen Arbeitsplat- 
zes“ für den Abzug von Arbeits- 
zimmerkosten nur dann schädlich 

ist, wenn das Arbeitszimmer nicht 
den Mittelpunkt der gesamten 
betrieblichen und beruflichen Tä- 
tigkeit bildet. Folglich kann ein 
Arbeitnehmer, der einen Heim- 
arbeitsplatz hat und bei dem das 
häusliche Arbeitszimmer den 
Mittelpunkt  der gesamten beruf- 
lichen und betrieblichen Tätigkeit 
bildet, die Kosten für ein häusliche 
Arbeitszimmer auch dann in vol- 
ler Höhe geltend machen, wenn 
ihm ein „anderer Arbeitsplatz“ zur 
Verfügung steht. 
 
Quelle: OFD-Münster, Verfügung vom 21. 
März 2013, Kurzinfo ESt Nr. 06/2013, 
NWB Dok: HAAAE-32741 

 
 
 
 
 

Mietvertrag zwischen nahen Angehörigen 
 
 

Der  BFH  hatte  darüber zu ent- 
scheiden, ob ein Mietvertrag 
zwischen Eltern und ihrem Kind 
steuerlich wirksam geschlossen 
war. 

 
Die Steuerpflichtigen hatten im 
Kalenderjahr 2000 eine Eigen- 
tumswohnung erworben, die sie 
seit dem 1. April 2001 an ihren 
Sohn vermieteten. Für die Über- 
lassung der Eigentumswohnung 
schlossen sie mit ihrem Sohn 
einen Mietvertrag, in dem eine 
monatliche Kaltmiete von 128 € 
vereinbart war. Der Mietvertrag 
enthielt daneben einen hand- 
schriftlichen Zusatz „vorbehalt- 
lich der Anerkennung durch das 
Finanzamt“. Das Mietverhältnis 
mit dem Sohn endete im Ka- 
lenderjahr 2001. Anschließend 
vermieteten die Eltern die Woh- 
nung an ihre Tochter. Auch hier 
wurde ein schriftlicher Mietver- 
trag  geschlossen, der den  glei- 
chen Klammerzusatz enthielt. In 
ihrer Einkommensteuererklärung 
machten die Steuerpflichtigen ei- 

nen  Verlust bei den  Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung 
geltend. Das Finanzamt berück- 
sichtigte jedoch die Verluste nicht 
und erkannte das Mietverhältnis 
mit dem Sohn nicht an, da es ei- 
nem Fremdvergleich nicht stand- 
hielte. Denn aufgrund des Klam- 
merzusatzes sei die Miethöhe 
nicht eindeutig und klar bestimmt 
worden. 
 
Der BFH urteilte, dass das Fi- 
nanzamt zu Recht den Mietver- 
trag mit dem Sohn nicht aner- 
kannt hatte. Eine steuerrechtliche 
Anerkennung des Mietvertrages 
setze voraus, dass dieser bürger- 
lich rechtlich wirksam geschlos- 
sen wird und seine Gestaltung als 
auch seine Durchführung dem 
zwischen Fremden Üblichen ent- 
spreche. Dabei müssen im Miet- 
vertrag  die  Hauptpflichten,  wie 
die Überlassung der Mietsache 
zum Gebrauch sowie die Entrich- 
tung der vereinbarten Miete, klar 
und eindeutig geregelt worden 
sein.  Der   Klammerzusatz  stellt 

nach Auffassung der Richter ei- 
nen schwerwiegenden Mangel 
dar, der eine erhebliche Abwei- 
chung von dem zwischen Frem- 
den Üblichen darstellt, weil ein 
fremder Mieter sich auf einen 
solchen Mietvertrag nicht ein- 
lassen würde. 
 
Hinweis: 
Vermieten Sie eine Wohnung 
an  einen nahen  Angehörigen, 
so müssen Sie beachten, dass 
in dem Mietvertrag die Haupt- 
pflichten des Mieters sowie die 
Entrichtung der Miete klar und 
eindeutig  vereinbart sind, da- 
mit der Mietvertrag seitens des 
Finanzamtes anerkannt wird. 
 
Quelle: BFH-Urteil vom 1. August 2012, 
IX R 18/11, NWB Dok: UAAAE-30638 
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Einkünfteerzielungsabsicht bei langjährigem Leerstand von Wohnungen 
 
 

Seitens  des  BFH  ist  eine  neue 
Entscheidung über die Voraus- 
setzungen für den Abzug von 
Aufwendungen bei einem lang- 
jährigen Leerstand einer Miet- 
wohnung ergangen. In seinem 
Urteil hat der BFH nunmehr die 
Grundsätze präzisiert, wonach 
Aufwendungen als vorab entstan- 
dene Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung angesetzt werden 
können. 

 
Ein   Steuerpflichtiger  versuchte 
ab dem Kalenderjahr 2003 eine 
Wohnung  zu vermieten. Dies 
gelang ihm erst ab 2007. Zuvor 
hatte  er  im  Zeitraum  2004  bis 
2006 laufend Anzeigen in einer 
regionalen Wochenzeitung nach 
einschlägigen Mietgesuchen hin 
durchgeschaut. Aufgrund der An- 
zeigen nahm der Steuerpflichtige 
mit 39 Mietinteressenten Kontakt 
auf. Daneben hatte er auch durch 
Anzeigen in regionalen Wochen- 
zeitungen nach Mietern gesucht. 
Sämtliche Kontaktaufnahmen 
blieben im Ergebnis ohne Erfolg. 
Gleichzeitig hatte er versucht, die 
Wohnung durch Mundpropagan- 
da in seinem engeren Umfeld zu 

vermieten. Hierdurch  konnte  er 
im Juli 2007 einen Mieter finden. 
Für  die  Kalenderjahre 2002  bis 
2004 machte der Steuerpflichtige 
Werbungskostenüberschüsse bei 
den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung geltend. Diese 
wurden seitens des Finanzamtes 
nicht anerkannt, da nach Ansicht 
des Finanzamtes keine Einkünf- 
teerzielungsabsicht vorlag. 
 
Die  hiergegen geführte Klage 
hatte beim BFH Erfolg. Nach 
Ansicht   der  Richter  lagen  bei 
dem  Steuerpflichtigen  ernsthaf- 
te Vermietungsabsichten vor, um 
seine Mietwohnung zu vermieten. 
Dies ergab sich aus dem Umstand, 
dass der Steuerpflichtige die regi- 
onalen Wochenzeitungen nach 
Mietgesuchen durchsuchte sowie 
eigene Anzeigen in der Presse ge- 
schaltet hatte. Die Nachhaltigkeit 
seiner Bemühungen resultierte 
nach Auffassung des BFH  dar- 
aus, dass er mit allen in Betracht 
kommenden Interessenten einen 
persönlichen Kontakt aufgenom- 
men hatte. Dies waren in seinem 
Fall 39 Personen. Hinsichtlich der 
Vermarktung des Mietobjektes 
vertritt  der  BFH  die  Meinung, 

dass  der  Steuerpflichtige  selbst 
bestimmen kann, welche geeig- 
neten Schritte er zur Vermietung 
seines Objektes benutzt. Die Ver- 
marktungsschritte richten sich 
dabei nach den Umständen des 
Einzelfalles. 
 
Hinweis: 
Besitzt ein Steuerpflichtiger eine 
leerstehende  Wohnung,  die  er 
zur  Einkünfteerzielung  nutzen 
möchte,  findet  er  aber  keinen 
Mieter,  so  muss  er  in  diesem 
Fall  seine nachhaltige Vermie- 
tungsabsicht gegenüber dem Fi- 
nanzamt nachweisen. Dies kann 
durch eine persönliche Kontakt- 
aufnahme  auf  Mietgesuche  in 
Zeitungen   geschehen.  Hierbei 
ist zu beachten, dass der Steuer- 
pflichtige die persönlichen Kon- 
taktaufnahmen   dokumentieren 
muss, damit er diese als Nach- 
weis für  seine Vermietungsab- 
sicht  vorlegen kann.  Sprechen 
Sie uns an, gerne beraten wir Sie 
zu diesem Thema. 
 
Quelle: BFH-Urteil vom 11. Dezem- 
ber 2012, IX R 68/10, LEXinform Nr. 
0928228 
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